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1. Einleitung 
Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ist nach wie vor eine der zentralen gesellschaftli-
chen Herausforderungen. Die meisten Pflegebedürftigen werden zuhause betreut. Auf der 
Grundlage einer Auswertung des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) für das Jahr 2017 
geht man von etwa 4,8 Millionen Pflegenden aus, hiervon sind etwa 2,5 Millionen erwerbstä-
tig.1 Zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf stehen Beschäftigten die ge-
setzlich verankerten Möglichkeiten offen. Dies sind z.B. die Pflegezeit und Familienpflege-
zeit oder die bis zu zehn Tage dauernde Auszeit in einem akuten Pflegefall. Im Hinblick auf 
die besonderen Herausforderungen für erwerbstätige pflegende Angehörige in der Corona-

Krise sind seit 23. Mai 2020 spezielle Regelungen als Akuthilfe für pflegende Angehörige 
im Familienpflegezeitgesetz, Pflegezeitgesetz und Elften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) 
in Kraft getreten. Die zunächst bis zum 30. September 2020 befristeten Akuthilfen, wurden 
im Rahmen des Gesetzes für ein Zukunftsprogramm Krankenhäuser (Krankenhauszu-
kunftsgesetz – KHZG) bis zum 31. Dezember 2020 verlängert. So wurde etwa der Anspruch 
auf Pflegeunterstützungsgeld auf bis zu 20 Arbeitstage ausgeweitet. Das Recht, der Arbeit 
wegen einer akuten Pflegesituation in der eigenen Familie fernzubleiben, wurde ebenfalls 
auf 20 statt wie bisher 10 Tage ausgeweitet. Zudem wurden die Regelungen im Pflegezeit-
gesetz und Familienpflegezeitgesetz flexibilisiert und vereinfacht.2 Auch das Pflegetelefon 
des Bundesfamilienministeriums hat sich auf die Beratung zu Zeiten der COVID-19-Pande-
mie eingestellt.   

Eine besondere Rolle bei der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf kommt aber auch den Un-

ternehmen und ihren Unterstützungsangeboten zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf zu. Daher hat das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) die Kienbaum Consultants International GmbH (Kienbaum) beauftragt, im Rah-
men dieser Untersuchung die Situation für pflegende Angehörige in kleinen, mittleren und 
großen Unternehmen (KMU) mit speziellem Fokus auf Veränderungen während der 
Corona-Pandemie zu untersuchen.   

Die Ergebnisse der Untersuchung im Zeitraum Oktober bis November 2020 werden mit die-
sem Bericht vorgelegt. Der Bericht ist wie folgt aufgebaut:  

• In Kapitel 2 erfolgt eine zusammenfassende Darstellung der Befragungsergebnisse und 
Erkenntnisse in Form eines Kurzberichts.  

• Kapitel 3 enthält die Beschreibung der Zielsetzung und des Untersuchungsfokus sowie 
des methodischen und inhaltlichen Vorgehens.  

• In Kapitel 4 werden die Ergebnisse der Unternehmensbefragung in Bezug auf beste-
hende gesetzliche und unternehmensspezifische Angebote für pflegende Angehörige, 
deren Nutzung, Bekanntheit u.a. vor bzw. während der Corona-Pandemie dargelegt.  

• Die Erkenntnisse aus den ergänzenden qualitativen Interviews mit Arbeitgebern werden 
in Kapitel 5 zusammenfassend dargestellt.  

___ 
1 Quelle: Leistungsbeschreibung 
2 vgl. auch https://www.wege-zur-pflege.de/service/corona.html  
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• In Kapitel 6 werden wesentliche Erkenntnisse aus der flankierenden Sekundärdatenana-
lyse aktueller Studien und Untersuchungen zu vergleichbaren Themenstellungen mit Be-
zug zu den Fragestellungen dieser Untersuchung dargestellt.  

• Der Anhang in Kapitel 7 enthält den Fragebogen zur Unternehmensbefragung, den Leit-
faden für die qualitativen Interviews mit Arbeitgebern sowie den Methodenbericht des Be-
fragungsinstituts uzbonn, Gesellschaft für empirische Sozialforschung und Evaluation, 
zur Feldbefragung.  
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2. Kurzbericht  

Untersuchungsfokus und methodisches Vorgehen   

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) hat die Kien-
baum Consultants International GmbH (Kienbaum) beauftragt, im Rahmen dieser Untersu-
chung die Situation für pflegende Angehörige in kleinen, mittleren und großen Unternehmen 
(KMU) mit speziellem Fokus auf Veränderungen währende der Corona-Pandemie zu unter-
suchen und eine vertiefende Betrachtung über ergänzende qualitative Interviews und eine 
Auswertung bestehender Studien und Befragungen zu ermöglichen. Dabei sollten u.a. ver-
lässliche Aussagen und belastbare repräsentative Erkenntnisse zur Bekanntheit, dem Nut-
zungsverhalten und der Akzeptanz der angebotenen Möglichkeiten vor und während der 
Corona-Pandemie herausgearbeitet werden und geprüft werden, inwieweit die gewonnenen 
Erkenntnisse auch dauerhaft die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, die Unternehmenspra-
xis oder auch die Unternehmenskultur verbessern können. Vor dem Hintergrund des Unter-
suchungsfokus wurden folgende quantitative und qualitative Methoden i.R. der Datenerhe-
bung zwischen Oktober und Dezember 2020 eingesetzt:  

• Repräsentative telefonische Befragung von Personalverantwortlichen in KMU verschie-
denster Branchen und Regionen (Rücklauf n=253)3 

• Zusätzliche telefonische Befragung von Arbeitgebern mit Vorbildfunktion für eine pflege-
freundliche Arbeitswelt (überwiegend Träger/Nominierte für den Otto-Heinemann-Preis 
zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege) (n=10)  

• Sekundärdatenanalyse aktueller Studien und Befragungen im Kontext Pflege und Beruf 
aus dem Untersuchungsjahr 2020 unter Berücksichtigung der spezifischen Corona-Situa-
tion (n=3)   

Zentrale Ergebnisse aus der Unternehmensbefragung  

Mit Bezug zu der Zeit vor Corona lässt sich aus den Ergebnissen Folgendes ableiten:  

Gesetzliche Angebote wurden in einem Drittel der befragten Unternehmen in Anspruch ge-
nommen, in weitaus höherem Maß in großen Unternehmen. Ein ähnliches Bild ergibt sich 
mit Bezug auf zusätzliche Unterstützungsangebote, die von 44 Prozent der befragten Unter-
nehmen angeboten wurden, auch hier überdurchschnittlich mehr in Unternehmen mit über 
250 Beschäftigten (65 Prozent). Dabei dominieren Möglichkeiten der zeitlichen (94 Prozent) 
sowie örtlichen (69 Prozent) Flexibilisierung der Arbeitszeit sowie andere Formen der Re-
duktion von Arbeitszeit (z.B. Teilzeit) mit 94 Prozent, gefolgt von Möglichkeiten der Freistel-
lung (z.B. Sabbaticals) in 50 Prozent der Fälle. Weniger als die Hälfte der Unternehmen mit 
zusätzlichen Unterstützungsangeboten bieten spezifische Beratungs- und Informationsan-
gebote sowie Unterstützung bei der Organisation von Pflege (jeweils 44 Prozent) an, einige 
(19 Prozent) auch Angebote zur Vernetzung. 47 Prozent der Unternehmen mit zusätzlichen 
Angeboten gaben an, weitere Angebote wie z.B. bezahlte Auszeiten oder Angebote im Rah-
men des betrieblichen Gesundheitsmanagements anzubieten. Sofern vorhanden, wurde die 

___ 
3 Die Durchführung der repräsentativen telefonischen Unternehmensbefragung erfolgte durch uzbonn  
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gesamte Bandbreite an zusätzlichen Angeboten in den Unternehmen zu einem sehr hohen 
Prozentsatz auch in Anspruch genommen, zuvorderst wieder Möglichkeiten der zeitlichen 
(90 Prozent) und örtlichen (88 Prozent) Flexibilisierung der Arbeitszeit gefolgt von anderen 
Formen der Reduktion der Arbeitszeit (z.B. Teilzeit) in 88 Prozent der Fälle. Die qualitativen 
Interviews zeigen einen vergleichbaren Trend auf.  

Bei mehr als einem Drittel der befragten Unternehmen, die hierüber Auskunft erteilen konn-
ten, lag der Anteil der Frauen, die vor der Pandemie entsprechende Angebote in Anspruch 
genommen haben, zwischen 81-100 Prozent. Auffällig ist, dass bei rund einem weiteren 
Drittel der Anteil von Frauen bei nur 0 bis 20 Prozent lag. Dies könnte darauf hindeuten, 
dass es sich bei diesen Unternehmen und Branchen handelt, in denen weniger Frauen be-
schäftigt sind. Mit Bezug auf das Alter lässt sich ableiten, dass die Angebote von der mittle-
ren Altersgruppe der 35- bis 55-Jährigen mit einem durchschnittlichen Anteil von 54 Prozent 
am häufigsten in Anspruch genommen wurden.  

Die Unternehmen informieren ihre Beschäftigten zu bestehenden Angeboten für pflegende 
Angehörige zumeist auf Anfrage (69 Prozent). Die Informationsmöglichkeiten über das bun-
desweite Pflegetelefon des BMFSFJ sind nur einem kleinen Anteil von 16 Prozent der be-
fragten Unternehmen bekannt. Sofern das jedoch der Fall ist, wird das Angebot mehrheitlich 
als hilfreich bzw. sehr hilfreich bewertet. Mit Blick auf den Bekanntheitsgrad der vor 
Corona bestehenden Angebote bei Beschäftigen fällt auf, dass dieser in Bezug auf die ge-
setzlichen Angebote von den befragten Unternehmen mehrheitlich (54 Prozent) als eher 
niedrig bis niedrig eingestuft wurde, wohingegen der Bekanntheitsgrad mit Bezug zu den 
zusätzlichen Unterstützungsangeboten der Unternehmen mit 50 Prozent als eher hoch bis 
hoch eingeschätzt wird.  

Mit Bezug zu Veränderungen in der Corona-Zeit ergibt sich folgendes Bild:   

Von den Corona-spezifischen gesetzlichen Sonderregelungen für pflegende Angehörige ist 
vor allem die Möglichkeit (Familien)-Pflegezeiten flexibel zu nutzen bekannt (36 Prozent der 
befragten Unternehmen schätzen diese als hoch oder eher hoch ein). Die geringste Be-
kanntheit wird der Möglichkeit, pandemiebedingte Einkommensausfälle bei der Ermittlung 
der Darlehenshöhe für die Pflegezeit und Familienpflegezeit unberücksichtigt zu lassen, zu-
geschrieben. Von den im Mai 2020 in Kraft getretenen gesetzlichen Regelungen der Akut-
hilfe für erwerbstätig pflegende Angehörige haben 43 Prozent der befragten Unternehmen 
gehört. Der Mehrheit der Befragten waren diese jedoch unbekannt (57 Prozent). Dies zeigt, 
dass diese gesetzlichen Angebote zumindest auf Unternehmensebene noch nicht ausrei-
chend bekannt sind.  

Auch die Unternehmen haben auf die veränderte Situation reagiert: Die Ergebnisse zeigen, 
dass Corona-bedingte Angebotsanpassungen in erster Linie zu zeitlichen Flexibilisierungen 
der Arbeitszeit inklusive deren Reduktion sowie einer örtlichen Flexibilisierung geführt ha-
ben. Dieses Ergebnis führt zur Annahme, dass arbeitgeberspezifische Pandemie-Maßnah-
men wie z.B. Home-Office und Kurzarbeit auch dazu beigetragen haben, dass eine Verein-
barkeit von Pflege und Beruf erleichtert wurde. Diese Annahme wird durch die ergänzende 
qualitative Befragung von Arbeitgebern bestätigt: Hier gaben die Befragten überwiegend an, 
dass flexiblere Arbeitszeitgestaltung sowie die Möglichkeit zum mobilen Arbeiten bzw. 
Home-Office zu einer Entlastung von pflegenden Beschäftigten beigetragen habe.  
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Die Unternehmensbefragung hat gezeigt, dass Corona-spezifische Angebote in den Unter-
nehmen mehrheitlich nicht in Anspruch genommen wurden. Sofern doch Angebote in An-
spruch genommen wurden, waren dies in 26 Prozent der Fälle mehrheitlich Unterstützungs-
maßnahmen des Unternehmens. In 12 Prozent der Fälle wurden die Akuthilfen des Gesetz-
gebers in Anspruch genommen und dabei überwiegend die Möglichkeit genutzt, Familien-
pflegezeit und Pflegezeiten mit Zustimmung des Arbeitgebers flexibler zu nutzen. Von der 
Möglichkeit der Inanspruchnahme der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung in einer akuten Pfle-
gesituation von bis zu 20 Tagen haben von diesen 12 Prozent über die Hälfte (58 Prozent) 
Gebrauch gemacht, von den Möglichkeiten des vereinfachten Zugangs zum Pflegeunter-
stützungsgeld für bis zu 20 Arbeitstagen 39 Prozent sowie der Berücksichtigung von pande-
miebedingten Einkommensausfällen bei der Darlehenshöhe 16 Prozent. Die Nachfrage 
nach Corona-spezifischen Akuthilfen des Gesetzgebers unterscheidet sich darüber hinaus 
je nach Größe des Unternehmens: Unter Befragten aus Unternehmen mit mehr als 250 Be-
schäftigten ist dieser Anteil mit 21 Prozent vergleichsweise höher, während in kleinen Unter-
nehmen mit weniger als 50 Beschäftigten faktisch keine gesetzlichen Akuthilfen in Anspruch 
genommen wurde (nur 3 Prozent haben hier bejaht). 

Mit Blick auf das Alter und eine geschlechtergerechte Aufteilung von Pflegearbeit ergibt sich 
ein vergleichbares Bild zu vor Corona. Auch bei den Informationswegen haben sich wäh-
rend der Pandemie keine wesentlichen Veränderungen ergeben. Unternehmen informieren 
ihre Beschäftigten zu bestehenden Angeboten für pflegende Angehörige nach wie vor zu-
meist auf Anfrage (63 Prozent).  

Mit abschließendem Blick auf etwaige Angebotslücken zeigen die Befragungsergebnisse, 
dass eine große Mehrheit der Befragten die bestehenden Angebote und Maßnahmen im 
Bereich der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf als ausreichend ansieht (78 Prozent) und 
mit etwas geringeren Prozentwerten gilt dies auch in Bezug auf die Akuthilfen (72 Prozent) 
sowie die bisherigen gesetzlichen Regelungen vor Corona (69 Prozent). Auch mit Blick auf 
etwaige unternehmensbezogene Angebotslücken gibt die überwiegende Mehrheit der Be-
fragten (81 Prozent) an, dass keine vorliegen.  

Zentrale Erkenntnisse aus den ergänzenden qualitativen Interviews mit Arbeitgebern  

Aus der ergänzenden Befragung mit Arbeitgebern, welche vorbildhaft für eine pflegefreund-
liche Arbeitswelt sind, sind folgende zentrale Erkenntnisse hervorgegangen: Insgesamt be-
grüßen die Befragten auch die Corona-spezifischen gesetzlichen Sonderregelungen durch 
die Akuthilfe für pflegende Beschäftigte. Arbeitgeberspezifische Modelle wie flexible Arbeits-
zeitvereinbarungen oder Homeoffice werden von den Befragten jedoch als wesentlicher 
Baustein wahrgenommen und hätten dazu beigetragen, dass die Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf für die Beschäftigten erleichtert wurde. Weitere Angebote für Beschäftigte umfas-
sen beispielsweise die Möglichkeit an externen Fortbildungen, Netzwerk-Angeboten oder 
Webinaren zu Pflegethemen teilzunehmen. Wichtige AnsprechpartnerInnen sind organisati-
onsintern neben den direkten Vorgesetzten oft die sog. Pflegeguides sowie externe (24-
Std.)-Telefon-Hotlines mit psychologischer Beratung und spezifisch auch als Elder-Care- o-
der Home-Care-Beratung für alle Fragen rund um Pflege – ein Angebot welches insbeson-
dere in Corona-Zeiten, wo viele Pflegekräfte nicht mehr zur Verfügung standen, sehr nach-
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gefragt wurde. Bei diesen Angeboten sei keine deutliche Zunahme im Vergleich zum Zeit-
raum vor der Covid-19-Pandemie festzustellen. Bereits vor der Pandemie habe es gute An-
gebote gegeben, die von Beschäftigten in Anspruch genommen wurden.  

Da es sich bei den Befragten um Organisationen mit Vorbildcharakter handelt wurde auch 
eine proaktive Kommunikation über viele Kanäle angeboten. Auch das Angebot arbeitgeber-
spezifischer interner Netzwerke spielt eine wichtige Rolle, da den Beschäftigten hier ein Fo-
rum zum informellen persönlichen Austausch geboten wird, z.B. über regelmäßige Treffen.  

Mit Blick auf etwaige Weiterentwicklungsmöglichkeiten gab es folgende Hinweise:  

• Zeitliche Ausweitung der bestehenden gesetzlichen Akuthilfen bis weit in das Jahr 2021, 
um Planungssicherheit für Arbeitgeber und Beschäftigte zu gewährleisten 

• Analog der Möglichkeit, bis zu 10 Tage im Krankheitsfall eines Kindes frei nehmen zu 
können sollte es eine Regelung für erwerbstätig pflegende Angehörige geben inkl. einer 
Erstattung des Nettolohnes in „unbürokratisch“ Form 

• Möglichkeit zur Verfügung stehenden Tage bei einer kurzzeitigen Arbeitsverhinderung 
(aktuell: 20 Tage) flexibel – und nicht am Stück - in Anspruch zu nehmen 

• Weniger Bürokratieaufwand für die bisherigen gesetzlichen Angebote 

• Weiterentwicklung der Pflegezeit analog der Elternzeit, auch um finanzielle Sicherheit, 
Akzeptanz bei den Beschäftigten sowie Verfahrensvereinfachungen zu schaffen   

Hinsichtlich der Nachfrageentwicklung ist aus Sicht der Befragten mit einer erheblichen Stei-
gerung der Nachfrage nach Angeboten zu rechnen. Das betrifft die Nachfrage nach gesetz-
lichen Regelungen, vor allem aber die Nachfrage nach zusätzlichen Unterstützungsmaß-
nahmen durch die Arbeitgeber, da diese i.d.R. schneller und individueller für die Beschäftig-
ten zur Verfügung zu stellen seien. Alle befragten Unternehmen und Organisationen bestäti-
gen, dass das Thema einen großen Stellenwert in der Unternehmenspraxis einnehme und 
dass dieser in Zukunft zunehmen werde. Dies hänge vor allem mit der demografischen Ent-
wicklung, aber auch veränderten Bedürfnissen im Zusammenhang mit der Vereinbarkeit von 
Privatleben und Beruf und einem Wettbewerb bezüglich der Arbeitgeberattraktivität zusam-
men. Daher wurde hervorgehoben, wie wichtig es sei, die Doppel-Leistung erwerbstätig 
pflegender Angehöriger stärker anzuerkennen und die Akzeptanz des Themas in der Öffent-
lichkeit und in den Unternehmen weiter zu stärken.  

Zentrale Erkenntnisse aus der Sekundärdatenanalyse  

In der Sekundärdatenanalyse wurden drei Studien zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
während der Covid-19-Pandemie in Deutschland betrachtet, die aufgrund der verschiede-
nen Stichproben und Studienzeiträume unterschiedliche Situationen von pflegenden Ange-
hörigen während der Covid-19-Pandemie zwischen April und August 2020 abbilden:  

1. Repräsentativ gewichtete bundesweite Befragung von 1.000 pflegenden Angehörigen 
im Alter von 40 bis 85 Jahren durch das Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) und 
die Charité – Universitätsmedizin Berlin4 

___ 
4 Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) & Charité - Universitätsmedizin Berlin (Juni 2020) – „Pflegende Angehö-

rige in der COVID-19-Krise: Ergebnisse einer bundesweiten Befragung“ 
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2. Bundesweite Befragung von 330 pflegenden Angehörigen im Alter von 18 bis 85 Jahren 
durch das Institut für Erziehungswissenschaft der Johannes Gutenberg-Universität 
Mainz5 

3. Befragung von 1.296 informell Pflegenden der Universität Bremen in Kooperation mit 
der DAK Gesundheit und dem Verein wir pflegen e.V6 

Während in der ersten Studie im Zeitraum April-Mai 2020 noch 79 Prozent der Befragten 
angaben, dass sie die eigene Pflegesituation weiterhin als „sehr gut“ oder „eher gut“ emp-
fanden, nimmt die Belastung im weiteren Verlauf gemäß der Ergebnisse der Studien 2 und 
3 zu. In Studie 3 geben mehr als 70 Prozent der Teilnehmenden an, dass die Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf durch die Covid-19-Pandemie noch schwieriger geworden und mehr 
als die Hälfte der Teilnehmenden gab an, dass sich ihr Gesundheitszustand und die selbst 
eingeschätzte Lebensqualität verringert haben. Ein Teil der befragten pflegenden Personen 
aus Studie 2 gab zudem an, dass sie sich von der Politik mehr oder weniger stark im Stich 
gelassen (68 Prozent) und nicht gut über die politischen Maßnahmen zur Unterstützung 
pflegender Angehöriger informiert fühlten (52 Prozent). Dennoch deuten die Studien auch 
darauf hin, dass ein Großteil der pflegenden Angehörigen die Situation insgesamt bewälti-
gen konnte und dass pflegende Angehörige die genannten Schwierigkeiten nicht erst seit 
der Covid-19-Pandemie erleben. Handlungsempfehlungen umfassen u.a. die Auslotung der 
Möglichkeiten der flexiblen Arbeitsgestaltung zwischen Arbeitgebern und pflegenden Ange-
hörigen (Studie 1), eine berufliche Freistellung mit Lohnfortzahlung und die freie Verwen-
dung des Entlastungsbeitrags (Studie 3).  

 

 

 

 

 

___ 
5  Institut für Erziehungswissenschaft der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (Juli 2020) – „Häusliche Alten-

pflege in Zeiten von Corona: Erste Studienergebnisse“  
6 Uni Bremen in Kooperation mit der DAK Gesundheit und dem Verein wir pflegen e.V. – „Zur Situation der häusli-

chen Pflege in Deutschland während der Corona-Pandemie: Ergebnisse einer Online-Befragung von informellen 
Pflegepersonen im erwerbsfähigen Alter“ 
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3. Zielsetzung und methodisches Vorgehen  

3.1. Zielsetzung und Analysefokus 

Ziel der Untersuchung sollte die Erhebung von verlässlichen Aussagen zur Situation von 
pflegenden Angehörigen in der aktuellen Krise und der Nutzung der Akuthilfen für pflegende 
Angehörige sein. Anhand der Auswertung bestehender Studien und Befragungen sowie ei-
ner Befragung kleiner, mittlerer und großer Unternehmen sollten verlässliche Aussagen und 
belastbare Erkenntnisse zur Bekanntheit, dem Nutzungsverhalten und der Akzeptanz der 
angebotenen Möglichkeiten vor und während der Corona-Pandemie herausgearbeitet wer-
den. Weiterhin sollte geprüft werden, inwieweit die gewonnenen Erkenntnisse auch dauer-
haft die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, die Unternehmenspraxis oder auch die Unter-
nehmenskultur verbessern können. Soweit möglich sollten dabei auch Rückschlüsse auf 
das Alter und eine geschlechtergerechte Aufteilung von Pflegearbeit ermöglicht werden. Die 
Erkenntnisse der Untersuchung sollen bei der Entwicklung von Konzepten für die Weiterent-
wicklung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf Berücksichtigung finden.   

3.2. Methodisches Vorgehen 

Vor dem Hintergrund der definierten Zielsetzung und des Untersuchungsfokus wurden 
quantitative Methoden eingesetzt, da es darum ging, die Erfahrungen aus der Unterneh-
menspraxis und Ansichten zu erheben und auf Basis von Zahlen, Daten und Fakten darzu-
stellen. Im Hinblick auf eine vertiefende Betrachtung von Gründen für oder gegen eine Inan-
spruchnahme der unterschiedlichen Angebote sowie weiterführenden Einschätzungen 
wurde eine ergänzende qualitative telefonische Befragung von Arbeitgebern durchgeführt. 
Durch die zusätzliche vergleichende Analyse weiterer relevanter Sekundärquellen beinhaltet 
diese Untersuchung ein aktuelles und umfassendes Sachstandsbild zur Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf.  

Zusammenfassend wurden folgende methodische Projektschritte im Auftragszeitraum 
14.10.2020 bis 09.12.2020 durchgeführt:  

• Auftaktbesprechung zur Konkretisierung der Ziele, Inhalte und des methodischen Vor-
gehens mit der Auftraggeberin. Darüber hinaus erfolgten anlassbezogene projektbeglei-
tenden Abstimmungen mit der Auftraggeberin inklusive Erstellung und Abstimmung der 
Fragebögen.   

• Datenerhebung 

‒ Die repräsentative telefonische Befragung von Personalverantwortlichen in kleinen, 
mittleren und großen Unternehmen (KMU)7 verschiedenster Branchen und Regionen 
(Rücklauf n=253) wurde mit für das Projekt geschulten InterviewerInnen durch uzbonn 
durchgeführt.8  

___ 
7 KMU: Hier Größenstruktur der Unternehmen nach Anzahl Beschäftigte (Klein: unter 50 / Mittelgroß: 50-249 / 

Groß: 250+)   
8 vgl. Methodenbericht uzbonn  
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‒ Zusätzliche telefonische Befragung von Arbeitgebern: Für diese Befragung wurden 
in Abstimmung mit der Auftraggeberin in erster Linie Unternehmen und Organisationen 
angefragt, die für den Otto-Heinemann-Preis zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege 
nominiert bzw. Preisträger waren und damit durch kluge Konzepte und Lösungen Vor-
bild für eine pflegefreundliche Arbeitswelt sind.9 Die Interviews (n=10) wurden durch 
Kienbaum im Zeitraum zwischen 24.11.2020 und 09.12.2020 durchgeführt.  

‒ Sekundärdatenanalyse: Diese Analyse umfasste aktuelle Studien und Befragungen 
im Kontext Pflege und Beruf aus dem Untersuchungsjahr 2020 unter Berücksichtigung 
der spezifischen Corona-Situation. Dabei wurden drei Sekundärquellen näher betrach-
tet, die wesentlichen Ergebnisse zusammengefasst und als vergleichende Parameter 
den Ergebnissen der vorliegenden Untersuchung gegenübergestellt.  

• Datenauswertung, Analyse und Berichtslegung: Die Datenauswertung und Analyse 
erfolgte laufend sowie zum Abschluss der Erhebungen durch Kienbaum. Die Ergebnisse 
wurden analysiert und in dem vorliegenden Bericht dargestellt.  

 

___ 
9 vgl. auch https://berliner-pflegekonferenz.de/otto-heinemann-preis/  
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4. Ergebnisse aus der Unternehmensbefra-
gung  

Im Folgenden werden die Ergebnisse der durchgeführten repräsentativen telefonischen Un-
ternehmensbefragung (n=253) mit Blick auf die Angebote in Unternehmen vor sowie Verän-
derungen während der Corona-Pandemie und Angebotslücken im Detail dargestellt.  

4.1. Datenbasis  

In der quantitativen telefonischen Unternehmensbefragung wurden kleine, mittlere und 
große Unternehmen (KMU) befragt. Die entsprechenden Kontaktdaten der Unternehmen 
wurden der MARKUS-Datenbank der Creditreform entnommen. Die Stichprobe bestand aus 
insgesamt rund 2.500 Fällen, es wurde also ein Überquotierungsfaktor von 10 zugrunde ge-
legt. Diese rund 2.500 Fälle verteilten sich jeweils zu einem Drittel auf die drei zu berück-
sichtigenden Größenklassen. Die Zielgröße von 250 Interviews sollte, wiederum (annä-
hernd) gedrittelt, auf die Klassen „10 bis 49“, „50 bis 249“ und „250 und mehr“ Beschäftigte 
umgelegt werden. Bei den final erhobenen 253 Fällen zeigt sich hinsichtlich der Anzahl der 
Beschäftigten dieses gleichverteilte Bild über die drei Größenklassen:   

 

Abbildung 1: Größenstruktur der befragten Unternehmen  

Mit Blick auf die Branchenverteilung wurden in der Befragung 20 der 21 Wirtschaftsab-
schnitte nach der in der Markus-Datenbank hinterlegten Klassifikation der Wirtschaftszweige 
WZ 2008 erreicht. Nicht erreicht werden konnten Unternehmen aus dem Grundstücks- und 
Wohnungswesen. Besonders stark vertreten sind das verarbeitende Gewerbe (23 Prozent) 
sowie das Gesundheits- und Sozialwesen (16 Prozent), gefolgt vom Handel bzw. der In-
standhaltung und Reparatur von Fahrzeugen (14 Prozent) und den Erbringern von freiberuf-
lichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen (11 Prozent). Alle anderen 
Wirtschaftszweige liegen bei sieben Prozent der Beteiligten oder darunter. 
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Abbildung 2: Branchenstruktur der befragten Unternehmen nach WZ 2008 

Die Daten weisen auf Unterschiede zwischen den Wirtschaftszweigen zum Vorhandensein 
von Angeboten hin: So sind die Unternehmen des „Gesundheits- und Sozialwesens“ über-
proportional häufig befragt worden, auch weil in diesem Wirtschaftszweig fehlende Ange-
bote zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf fast keine Rolle spielen. Im „Bauge-
werbe“ sind fehlende Angebote deutlich häufiger vertreten, insofern sind Unternehmen die-
ser Branche in den Befragungsergebnissen etwas unterrepräsentiert.10   

4.2. Angebote in Unternehmen vor der Corona-Pandemie 

Angebote und Inanspruchnahme  

Zu Beginn der Befragung wurde zunächst die Angebots- und Nachfragesituation vor der 
Corona-Pandemie beleuchtet. Mit Bezug zu den gesetzlich verankerten Angeboten zur 
besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zeigt sich, dass diese in einem Drittel (33 Pro-
zent) der befragten Unternehmen in Anspruch genommen wurden.  

___ 
10 vgl. Methodenbericht uzbonn S. 4 
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Abbildung 3: Inanspruchnahme gesetzlich verankerter Angebote vor der Pandemie 

Ein abweichendes Bild ergibt sich bei der Auswertung der Ergebnisse nach Größe der be-
fragten Unternehmen: Befragte Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten stimmten 
der Aussage nur in 9 Prozent der Fälle zu, während befragte Unternehmen mit über 250 Be-
schäftigten der Aussage mit 58 Prozent mehrheitlich zustimmten. Dies zeigt, dass gesetz-
lich verankerte Angebote in weitaus höherem Maß in großen Unternehmen in Anspruch ge-
nommen werden. Mit Blick auf das Vorhandensein von Angeboten zur besseren Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf ergaben sich auch deutliche Unterschiede nach Größenklassen 
im Erstkontakt: Von Ansprechpersonen der Markus-Größenklasse „10 bis 49“ Beschäftigte 
wurde fast drei Mal so häufig angeführt, dass das zu befragende Unternehmen keine derar-
tigen Angebote mache.11 

Ein ähnliches Bild ergibt sich mit Bezug auf zusätzliche Unterstützungsangebote der Un-

ternehmen. An dieser Stelle wurden die über die gesetzlichen Möglichkeiten hinausgehen-
den zusätzlichen Angebote der Unternehmen für ihre Beschäftigten sowie deren Inan-
spruchnahme vor Corona erhoben:   

 

Abbildung 4: Zusätzliche Unterstützungsangebote der Unternehmen vor der Pandemie 

___ 
11 vgl. Methodenbericht uzbonn, S.3 
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Insgesamt geben 44 Prozent der Befragten an, dass ihr Unternehmen vor Corona zusätzli-
che Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf angeboten hat. In befragten Unter-
nehmen mit unter 50 Beschäftigten war dies nur in 25 Prozent der Fälle gegeben, während 
befragte Unternehmen mit über 250 Beschäftigten die zusätzlichen Angebote zu 65 Prozent 
bejahten. Damit zeigt sich auch hier das Bild, dass große Unternehmen auch in Bezug auf 
zusätzliche Angebote zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf vorne liegen.  

Mit Bezug auf die Bandbreite von zusätzlichen Unterstützungsangeboten zur besseren 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, dominieren Möglichkeiten der zeitlichen (94 Prozent) 
sowie örtlichen (69 Prozent) Flexibilisierung der Arbeitszeit sowie andere Formen der Re-
duktion von Arbeitszeit (z.B. Teilzeit) mit 94 Prozent, gefolgt von Möglichkeiten der Freistel-
lung (z.B. Sabbaticals) in 50 Prozent der Fälle.   

 

Abbildung 5: Zusätzliche Unterstützungsangebote der Unternehmen vor der Pandemie 

Weniger als die Hälfte der Unternehmen mit zusätzlichen Unterstützungsangeboten bieten 
spezifische Beratungs- und Informationsangebote sowie Unterstützung bei der Organisation 
von Pflege (jeweils 44 Prozent) an, einige (19 Prozent) auch Angebote zur Vernetzung. 47 
Prozent gaben an, weitere Angebote wie z.B. bezahlte Auszeiten oder Angebote im Rah-
men des betrieblichen Gesundheitsmanagements anzubieten.  

Mit Blick auf die Inanspruchnahme dieses Angebots zeigt sich folgendes Bild:  

 

Abbildung 6: Inanspruchnahme zusätzlicher Unterstützungsangebote vor der Pandemie  
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Sofern vorhanden, wurde die gesamte Bandbreite an zusätzlichen Angeboten zu einem 
sehr hohen Prozentsatz auch in Anspruch genommen, zuvorderst wieder Möglichkeiten der 
zeitlichen (90 Prozent) und örtlichen (88 Prozent) Flexibilisierung der Arbeitszeit gefolgt von 
anderen Formen der Reduktion der Arbeitszeit (z.B. Teilzeit) in 88 Prozent der Fälle. Die 
qualitativen Interviews zeigen einen vergleichbaren Trend auf.   

Soweit möglich sollte die vorliegende Untersuchung auch Rückschlüsse auf Alter und eine 
geschlechtergerechte Aufteilung von Pflegearbeit ermöglichen. Betrachtet man den Anteil 

der Frauen, die vor der Pandemie Angebote zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Be-
ruf angenommen haben, ergibt sich folgendes Bild aus der Befragung:  

 

Abbildung 7: Anteil Frauen, die Angebote vor der Pandemie in Anspruch genommen haben 

Bei mehr als einem Drittel der befragten Unternehmen, die hierüber Auskunft erteilen konn-
ten, lag der Anteil Frauen, die vor der Pandemie entsprechende Angebote in Anspruch ge-
nommen haben, zwischen 81-100 Prozent. Auffällig ist, dass bei rund einem weiteren Drittel 
der Anteil Frauen bei nur 0 bis 20 Prozent lag. Dies könnte darauf hindeuten, dass es sich 
bei diesen Unternehmen um Branchen handelt, in denen weniger Frauen beschäftigt sind.   

Mit Bezug auf das Alter lässt sich ableiten, dass die Angebote zur Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf von der mittleren Altersgruppe der 35- bis 55-Jährigen mit einem durchschnittli-
chen Anteil von 54 Prozent am häufigsten in Anspruch genommen wurden: 

 

Abbildung 8: Altersstruktur der Inanspruchnehmenden vor der Pandemie 

Kienbaum Befragung; N=102
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Informationswege und Bekanntheit  

Die Unternehmen informieren ihre Beschäftigten zu bestehenden Angeboten für pfle-
gende Angehörige zumeist auf Anfrage (69 Prozent). Darüber hinaus informieren die be-
fragten Unternehmen ihre Beschäftigten über Mitarbeiterinformation (44 Prozent), im Intra-
net (23 Prozent), über ein schwarzes Brett (20 Prozent) oder eigene Broschüren zum 
Thema (13 Prozent). Immerhin 13 Prozent der Befragten gaben an, gar nicht über Angebote 
für pflegende Angehörige zu informieren.  

 

Abbildung 9: Informationsquellen zu vorhandenen Angeboten vor der Pandemie 

Bei großen Unternehmen mit über 250 Beschäftigten war das Intranet unter 42 Prozent der 
Befragten eine wichtige Informationsquelle. Dieses Bild stimmt mit den Ergebnissen der 
qualitativen Interviews nur zum Teil überein, denn hier gaben alle befragten Unternehmen 
und Organisationen an, die Beschäftigten proaktiv über u.a. die genannten Kanäle zu infor-
mieren. Der Grund für die Abweichung kann darin liegen, dass im Rahmen der qualitativen 
Interviews Vorreiter in Bezug auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf befragt wurden.  

Die Informationsmöglichkeiten über das bundesweite Pflegetelefon des BMFSFJ sind nur 
einem kleinen Anteil von 16 Prozent der Befragten bekannt. Sofern das jedoch der Fall ist, 
wird das Angebot mehrheitlich als hilfreich oder sogar sehr hilfreich bewertet.  

 

Abbildung 10: Bekanntheit und Bewertung des Pflegetelefons 

Kienbaum Befragung; N=253
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Ein ähnliches Bild ergab die qualitative Befragung: Ein Viertel der Befragten haben das bun-
desweite Pflegetelefon benutzt. 

Mit Blick auf den Bekanntheitsgrad der vor Corona bestehenden Angebote bei Beschäfti-
gen fällt auf, dass dieser in Bezug auf die gesetzlichen Angebote mehrheitlich (54 Prozent) 
als eher niedrig bis niedrig eingestuft wurde. Wohingegen der Bekanntheitsgrad mit Bezug 
zu den zusätzlichen Unterstützungsangeboten der Unternehmen mit 50 Prozent als eher 
hoch bis hoch eingeschätzt wird.  

 

Abbildung 11: Bekanntheitsgrad der Angebote vor der Pandemie 

Auch in den qualitativen Interviews gaben die Befragten an, dass ihre Beschäftigten am 
Besten über die arbeitgeberspezifischen Angebote informiert sind. 

4.3. Veränderungen während der Corona-Pandemie 

In der Corona-Krise standen pflegende Angehörige vor besonderen Herausforderungen, 
wenn z.B. Einrichtungen der Tagespflege schließen mussten und zusätzliche Versorgungs-
leistungen durch pflegende Angehörige übernommen werden mussten. Die im Folgenden 
dargestellten Befragungsergebnisse zeigen Erkenntnisse und Erfahrungen in Bezug auf 
Veränderungen der Angebote und Unterstützungsmaßnahmen sowie der Bedarfe auf und 
weisen auf etwaige Angebotslücken hin.   

Angebote und Inanspruchnahme 

Von den im Mai 2020 in Kraft getretenen gesetzlichen Regelungen der Akuthilfe für er-
werbstätig pflegende Angehörige haben 43 Prozent der befragten Unternehmen gehört. Der 
Mehrheit der Befragten waren diese jedoch unbekannt (57 Prozent).  
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Abbildung 12: Bekanntheit der gesetzlichen Regelungen im Rahmen der „Akuthilfen“  

Dies zeigt, dass diese gesetzlichen Angebote zumindest auf Unternehmensebene noch 
nicht ausreichend bekannt sind.  

Auch die Unternehmen haben auf die veränderte Situation reagiert: Ein Drittel der Befrag-
ten (34 Prozent) bejaht, dass ihr Unternehmen im Zuge der Corona-Pandemie weitere Un-

terstützungsmaßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Pflege angeboten hat.  

   

Abbildung 13: Zusätzliche Unterstützungsmaßnahmen der Unternehmen 

Davon haben 65 Prozent der Befragten neue Corona-spezifische Unterstützungsmaßnah-

men (primär Homeoffice) angeboten. Als weitere neue Corona-spezifische Angebote wur-
den flexible Arbeitszeiten (n=16), Aufstockung des Kurzarbeitergeldes bzw. bezahlte Frei-
stellung (n=9), mehr Urlaubs- bzw. freie Tage sowie die Möglichkeit der Kinderbetreuung im 
Unternehmen (jeweils n=3) angegeben.  
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Abbildung 14: Neue Corona-spezifische Unterstützungsmaßnahmen 

Darüber hinaus haben 62 Prozent der Befragten, die ihr Angebot angepasst haben, einen 
Ausbau bestehender Angebote vorgenommen. Dies betrifft in erster Linie die zeitliche (84 
Prozent) sowie örtliche (65 Prozent) Flexibilisierung der Arbeitszeit bzw. andere Formen der 
Reduktion von Arbeitszeit (81 Prozent).  

 

Abbildung 15: Anpassung von bestehenden Angeboten  

Die Ergebnisse zeigen, dass Corona-bedingte Angebotsanpassungen in erster Linie zu zeit-
lichen Flexibilisierungen der Arbeitszeit inklusive deren Reduktion sowie einer örtlichen Fle-
xibilisierung geführt haben. Dieses Ergebnis führt zur Annahme, dass arbeitgeberspezifi-
sche Pandemie-Maßnahmen wie z.B. Home-Office und Kurzarbeit auch dazu beigetragen 
haben, dass eine Vereinbarkeit von Pflege und Beruf erleichtert wurde. Dies wird auch 
durch die ergänzende qualitative Befragung von Arbeitgebern bestätigt: Hier gaben die Be-
fragten überwiegend an, dass flexiblere Arbeitszeitgestaltung sowie die Möglichkeit zum 
mobilen Arbeiten bzw. Home-Office zu einer Entlastung von pflegenden Beschäftigten bei-
getragen habe.  

Auch die Ergebnisse zur Inanspruchnahme Corona-spezifischer Angebote, lassen diese 
Vermutung zu, da diese Angebote mehrheitlich nicht in Anspruch genommen wurden:  
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Abbildung 16: Inanspruchnahme Corona-spezifischer Angebote während der Pandemie 

Sofern doch Angebote in Anspruch genommen wurden, waren dies in 26 % der Fälle mehr-
heitlich Unterstützungsmaßnahmen des Unternehmens. In 12 Prozent der Fälle wurden die 
Akuthilfen des Gesetzgebers in Anspruch genommen und dabei überwiegend die Möglich-
keit genutzt, Familienpflegezeit und Pflegezeiten mit Zustimmung des Arbeitgebers flexibler 
zu nutzen. Von der Möglichkeit der Inanspruchnahme der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung 
in einer akuten Pflegesituation von bis zu 20 Tagen haben von diesen 12 Prozent über die 
Hälfte (58 Prozent) Gebrauch gemacht, von den Möglichkeiten des vereinfachten Zugangs 
zum Pflegeunterstützungsgeld für bis zu 20 Arbeitstagen 39 Prozent sowie der Berücksichti-
gung von pandemiebedingten Einkommensausfällen bei der Darlehenshöhe 16 Prozent.  

Die Nachfrage nach Corona-spezifischen Akuthilfen des Gesetzgebers unterscheidet sich 
darüber hinaus je nach Größe des Unternehmens: Unter Befragten aus Unternehmen mit 
mehr als 250 Beschäftigten ist dieser Anteil mit 21 Prozent vergleichsweise höher, während 
in kleinen Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten faktisch keine gesetzlichen Akut-
hilfen in Anspruch genommen wurde (nur 3 Prozent haben hier bejaht). 

Mit Blick auf eine Veränderung während Corona in Bezug auf das Alter und eine geschlech-
tergerechte Aufteilung von Pflegearbeit ergibt sich ein ähnliches Bild: Betrachtet man den 
Anteil der Frauen, die während der Pandemie Angebote zur besseren Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf angenommen haben, ergibt sich folgendes Bild aus der Befragung: 

 

Abbildung 17: Anteil Frauen, die Angebote während der Pandemie in Anspruch genommen haben 
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32 Prozent der befragten Unternehmen sagen, der Frauenanteil lag bei 0-20 Prozent na-
hezu ein weiteres Drittel gibt an, dass der Frauenanteil bei 81-100 Prozent lag. Ein ver-
gleichsweise zu vor Corona etwas höherer Prozentsatz von 19 Prozent (vor Corona 7 Pro-
zent) der Befragten gaben an, dass der Anteil bei 41-60% lag.  

Auch bei der Verteilung auf die Altersgruppen ergibt sich ein vergleichbares Bild zu vor 
Corona:  

 

Abbildung 18: Altersstruktur der Inanspruchnehmenden während der Pandemie 

Die Befragten, die hierzu Auskunft erteilen konnten sagen, dass die Mehrheit der Beschäf-
tigten, die während der Pandemie ein Angebot zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und 
Beruf in Anspruch genommen haben, der Altersgruppe der 35-55-Jährigen entstammen (55 
Prozent).  

Informationswege und Bekanntheit  

Auch bei den Informationswegen haben sich während der Pandemie keine wesentlichen 
Veränderungen ergeben. Unternehmen informieren ihre Beschäftigten zu bestehenden An-
geboten für pflegende Angehörige nach wie vor zumeist auf Anfrage (63 Prozent), sodass 
die Beschäftigten zunächst selbst aktiv werden müssen. Darüber hinaus informieren die be-
fragten Unternehmen ihre Beschäftigten auch über Mitarbeiterinformation (39 Prozent), im 
Intranet (21 Prozent), über ein schwarzes Brett (19 Prozent) oder mittels Broschüren zum 
Thema (7 Prozent). Ein vergleichsweise zu vor Corona etwas höherer Prozentsatz von 19 
Prozent (vor Corona 13 Prozent) der Befragten gaben an, gar nicht zu informieren.  
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Abbildung 19: Informationsquellen zu vorhandenen Angeboten während der Pandemie 

Wiederum bei Unternehmen mit über 250 Mitarbeitern war das Intranet mit 40 Prozent beja-
henden Antworten eine überdurchschnittlich wichtige Informationsquelle.  

Von den Corona-spezifischen gesetzlichen Sonderregelungen für pflegende Angehörige ist 
vor allem die Möglichkeit (Familien)-Pflegezeiten flexibel zu nutzen bekannt (36 Prozent 
schätzen diese als hoch oder eher hoch ein). Die geringste Bekanntheit wird der Möglich-
keit, pandemiebedingte Einkommensausfälle bei der Ermittlung der Darlehenshöhe für die 
Pflegezeit und Familienpflegezeit unberücksichtigt zu lassen, zugeschrieben. 

 

Abbildung 20: Bekanntheit Corona-spezifischer gesetzlicher Sonderregelungen 

4.4. Angebotslücken  

Mit abschließendem Blick auf etwaige Angebotslücken zeigen die Befragungsergebnisse, 
dass eine große Mehrheit die bestehenden Angebote und Maßnahmen im Bereich der Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf als ausreichend ansieht: 
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Abbildung 21: Angebotslücken auf Seiten der verschiedenen Akteure 

Für 78 Prozent der Befragten sind die zusätzlichen Unterstützungsmaßnahmen des Unter-
nehmens ausreichend und mit etwas geringeren Prozentwerten auch gilt dies auch in Bezug 
auf die Akuthilfen (72 Prozent) sowie die bisherigen gesetzlichen Regelungen vor Corona 
(69 Prozent). Auch in den qualitativen Interviews wurde deutlich, dass die bestehenden An-
gebote und Maßnahmen überwiegend als ausreichend angesehen werden. Zusätzlich 
wurde unter anderem angeregt, eine weitere Fristenverlängerung bei den Regelungen der 
Akuthilfe herbeizuführen, um Planungssicherheit für Beschäftigte und Arbeitgeber zu ge-
währleisten.  

Auch mit Blick auf etwaige unternehmensbezogenen Angebotslücken gibt die überwie-
gende Mehrheit der Befragten (81 Prozent) an, dass keine vorliegen:  

 

Abbildung 22: Angebotslücken auf Unternehmensseite 

Knapp ein Fünftel der Befragten (19 Prozent) sieht jedoch Angebotslücken v.a. in Bezug auf 
eine mangelnde Information und Beratungsmöglichkeiten für pflegende Angehörige (n=11). 
Etwas höher mit 27 Prozent fällt dieser Wert unter befragten Unternehmen mit über 250 Be-
schäftigten aus. Mit unter 11 Prozent besonders gering unter Befragten aus Unternehmen 
mit weniger als 50 Beschäftigten.  

Eine große Mehrheit von 90 Prozent der Befragten hatte keine weiteren Aspekte zu ergän-
zen. 
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Abbildung 23: Vorhandene Ergänzungen 

Unter den 10 Prozent, die noch gesonderte Aspekte spezifisch adressieren wollten ist unter 
den relevanten Antworten nochmals vor allem der mangelnde Informationsfluss betont wor-
den sowie der zu geringe Bekanntheitsgrad der (gesetzlichen) Möglichkeiten. Auch wurde 
z.B. auf fehlende Materialien für Unternehmen zur Weiterleitung an die Beschäftigten hinge-
wiesen.  
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5. Ergebnisse aus den ergänzenden qualita-
tiven Interviews mit Arbeitgebern  

Neben der repräsentativen Unternehmensbefragung wurde ergänzend eine qualitative tele-
fonische Befragung mit Arbeitgebern zur Vertiefung der Analyse durchgeführt. Für diese Be-
fragung wurden in Abstimmung mit der Auftraggeberin Unternehmen und Organisationen 
befragt, die durch kluge Konzepte und Lösungen Vorbild für eine pflegefreundliche Arbeits-
welt sind und überwiegend für den Otto-Heinemann-Preis zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Pflege nominiert bzw. Preisträger waren.12  Die Interviews (n=10) wurden durch Kienbaum 
im Zeitraum zwischen 24.11.2020 und 09.12.2020 durchgeführt und umfassten Unterneh-
men und Organisationen aus den Wirtschaftszweigen Finanz- und Versicherungsdienstleis-
tungen, verarbeitendes Gewerbe, Gesundheits- und Sozialwesen u.a. 

Im Folgenden werden die wesentlichen Erkenntnisse in Bezug auf die Themenbereiche An-
gebote und deren Akzeptanz, Information sowie den Blick in die Zukunft im Überblick darge-
stellt:  

Angebot und Akzeptanz 

Wie bereits in der repräsentativen Unternehmensbefragung deutlich wurde, werden flexible 
Arbeitszeitmodelle (zeitlich/örtlich) von pflegenden Beschäftigten sehr häufig in Anspruch 
genommen. Die Möglichkeit zum mobilen Arbeiten bzw. Home-Office wird als sehr wichtige 
Unterstützung für pflegende Angehörige angesehen, die aufgrund der Covid-19-Pandemie 
vermehrt in Anspruch genommen wurde, soweit dies möglich war. Alternativ wurden auch 
Lebensarbeitszeitmodelle als Angebot genannt. Darüber hinaus werden Informationsmateri-
alien und spezifische Fortbildungsmöglichkeiten angeboten, etwa zu Finanzierung und Or-
ganisation von Pflege. Als weitere individuelle Fördermöglichkeiten wurden beispielsweise 
auch die Bezuschussung der Teilnahme an externen Fortbildungen durch Krankenkassen, 
Webinare zu Pflegethemen durch externe Anbieter oder Workshop-Angebote in bestehen-
den Netzwerken benannt. Wichtige AnsprechpartnerInnen mit spezifischem Beratungswis-
sen sind organisationsintern dabei oft die sog. Pflegeguides oder ähnliche Einrichtung wie 
z.B. „Soziale Dienste“. Aber auch externe (24-Std.)-Telefon-Hotlines mit psychologischer 
Beratung, Sozialberatung und ganz spezifisch auch als Elder-Care- oder Home-Care-Bera-
tung für alle Fragen rund um Pflege werden angeboten. Diese unterstützen pflegende Be-
schäftige z.B. bei rechtlichen und finanziellen Fragen zur Vereinbarkeit von Pflege und Be-
ruf, bei der Einstufung in Pflegestufen, bei der Vermittlung von Pflegekräften und Pflegeplät-
zen sowie im akuten Fall auch mit SOS-Pflegekräften u.a. – ein Angebot welches insbeson-
dere in Corona-Zeiten, in denen viele Pflegekräfte nicht mehr zur Verfügung standen, sehr 
nachgefragt wurde. Weitere unterstützende unternehmensspezifische Bausteine umfassen 
z.B. Angebote für eine bevorzugte Möglichkeit auf einen Tagespflegeplatz inklusive eines 
Zuschusses durch den Arbeitgeber, eigene barrierefreie Wohnungen für ältere Mitarbei-
ter/innen u.a.. Ein besonderes Angebot in Pflegeeinrichtungen stellt darüber hinaus z.B. die 
Essensmitnahme für zu pflegende Angehörige dar, sowie Pflegebetten, die speziell für ei-
nen Pflegefall den Beschäftigten kurzfristig zur Verfügung gestellt werden können.  

___ 
12 vgl. auch https://berliner-pflegekonferenz.de/otto-heinemann-preis/  
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Bei diesen Angeboten ist laut den Befragten keine deutliche Zunahme im Vergleich zum 
Zeitraum vor der Covid-19-Pandemie festzustellen. Bereits vor der Pandemie habe es zu-
meist gute Angebote gegeben, die von Beschäftigten in Anspruch genommen wurden. 

Insgesamt begrüßen die Befragten auch die Corona-spezifischen gesetzlichen Sonderrege-
lungen durch die Akuthilfe für pflegende Beschäftigte. Arbeitgeberspezifische Modelle wie 
flexible Arbeitszeitvereinbarungen oder Homeoffice werden von den Befragten insgesamt 
jedoch als wesentlicher Baustein wahrgenommen und hätten dazu beigetragen, dass die 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf für die Beschäftigten erleichtert wurde. Zu beachten sei 
allerdings auch, dass der bürokratische Aufwand im Zusammenhang mit den gesetzlichen 
Regelungen häufig als belastend empfunden wird, auch sei die Möglichkeiten der „Kombi-
nation“ von Pflegezeit und Familienpflegezeit vielfältig und wird von Arbeitgebern als kompli-
ziert wahrgenommen. Mit Blick auf die gesetzlichen Angebote wurde beispielsweise berich-
tet, dass diese durch den Arbeitgeber erweitert wurden, in dem z.B. das Angebot einer kurz-
zeitigen Arbeitsverhinderung von 20 Tagen um 5 Arbeitstage erweitert wurde, bei vollständi-
ger Freistellung eine Fortversicherung der Beschäftigten erfolgt und eine Rückkehr aus der 
Pflegezeit an einen gleichwertigen Arbeitsplatz ermöglicht wird. Auch wenn die gesetzlichen 
Möglichkeiten über die Jahre vermehrt in Anspruch genommen wurden so werden in erster 
Linie die arbeitgeberspezifischen (individuellen) Angebote in Anspruch genommen, da diese 
für die individuelle Pflegesituation der Beschäftigten zumeist passender seien. 

Mit Bezug zu den spezifischen Angeboten und Maßnahmen in ihren Unternehmen und Or-
ganisationen wurde von allen Befragten hervorgehoben, wie wichtig Faktoren, wie ein trans-
parenter und offensiver Umgang mit dem Thema Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, Mög-
lichkeiten des Austauschs und der Vernetzung sowie die Rolle der Führungskräfte als erste 
AnsprechpartnerInnen sind, das schließt auch die Bedeutung von „informellen“ Absprachen 
zwischen KollegInnen und mit Vorgesetzten ein.  

Informationen 

Innerhalb der befragten Unternehmen und Organisationen gibt es eine Vielzahl an Informati-
onsmöglichkeiten, mit denen die Beschäftigten über Angebote zur Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf informiert werden. Dazu gehören Informationen und Aufrufe über das Intranet, 
Newsletter, Veranstaltungen mit Informationen zu z.B. Pflegenetzwerken, Aushänge, Hot-
lines, Chat-Gruppen etc. Eine sehr wichtige Informationsmöglichkeit stellen die Netzwerke, 
z.B. mit anderen Organisationen oder externen Anbietern von Hilfsangeboten u.a. dar. Zum 
einen für die Befragten Unternehmen und Organisationen, zum anderen aber auch für die 
Beschäftigten selbst, die von Angeboten aus diesen Netzwerken profitieren können (bei-
spielsweise über die Nutzung von Webinaren). Aber auch das Angebot arbeitgeberspezifi-
scher interner Netzwerke spielt eine wichtige Rolle, da den Beschäftigten hier ein Forum 
zum informellen persönlichen Austausch geboten wird, z.B. über regelmäßige Treffen, die 
während Corona auch telefonisch oder virtuell durchgeführt wurden und Generationennetz-
werke. Da den Führungskräften als in der Regel ersten AnsprechpartnerInnen für Beschäf-
tigte eine besondere Rolle zukommt, werden diese besonders adressiert und informiert.  

Bekannt, aber noch wenig genutzt ist das bundesweite Pflegetelefon des BMFSFJ, das zwei 
der befragten zehn Unternehmen genutzt haben. Aus Sicht der Befragten fehlen grundsätz-
lich keine Informationsmöglichkeit, aber einige Angebote, darunter Telefonhotlines bei Pfle-
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geversicherungen oder Pflegeanbietern, könnten besser erreichbar sein, um pflegenden Be-
schäftigten auch außerhalb der gewöhnlichen Geschäftszeiten zur Verfügung stehen zu 
können.  

Ausblick  

Mit Blick auf grundsätzliche Weiterentwicklungsmöglichkeiten in Bezug auf die bisherigen 
gesetzlichen Regelungen vor und während Corona sowie die zusätzlichen Unterstützungs-
maßnahmen ihres Unternehmens sehen die Befragten keine grundlegenden Weiterentwick-
lungsmöglichkeiten oder akute Angebotslücken für pflegende Angehörige oder/und Arbeit-
geber. Es gab jedoch Hinweise und Verbesserungsvorschläge mit Bezug zu bestehenden 
gesetzlichen Angeboten:  

‒ Die bestehenden gesetzlichen Akuthilfen sollten bis weit in das Jahr 2021 bestehen 
bleiben, um Planungssicherheit für Arbeitgeber und Beschäftigte zu gewährleisten 

‒ Analog der Möglichkeit bis zu 10 Tage im Krankheitsfall eines Kindes frei nehmen zu 
können, sollte es eine Regelung für erwerbstätig pflegende Angehörige geben inkl. ei-
ner Subvention des Nettolohnes, die analog „unbürokratisch“ in Anspruch genommen 
werden könnten.  

‒ Die Möglichkeit einer flexiblen Nutzung der Tage, die für eine kurzzeitige Arbeitsverhin-
derung (aktuell: 20 Tage) in Anspruch genommen werden können, da es vielfach hilf-
reicher wäre, diese Tage nicht am Stück nehmen zu müssen   

‒ Weniger Bürokratieaufwand für die bisherigen gesetzlichen Angebote zur besseren 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf  

‒ Weiterentwicklung der Pflegezeit analog der Elternzeit, auch um finanzielle Sicherheit, 
Akzeptanz bei den Beschäftigten sowie Verfahrensvereinfachungen zu schaffen   

Hinsichtlich der Nachfrageentwicklung ist aus Sicht der Befragten mit einer erheblichen Stei-
gerung der Nachfrage nach Angeboten zu rechnen. Das betrifft die Nachfrage nach gesetz-
lichen Regelungen, vor allem aber die Nachfrage nach zusätzlichen Unterstützungsmaß-
nahmen durch die Arbeitgeber, da diese i.d.R. schneller und individueller für die Beschäftig-
ten zur Verfügung zu stellen seien. Es wurde von einzelnen Unternehmen z.B. berichtet, 
dass auf Grund der demografischen Entwicklung inzwischen gleich viele Eltern- und Pflege-
zeit-Anfragen vorliegen.  

Alle befragten Unternehmen und Organisationen bestätigen, dass das Thema einen großen 
Stellenwert in der Unternehmenspraxis einnehme und dass dieser in Zukunft zunehmen 
werde. Dies hänge vor allem mit der demografischen Entwicklung, aber auch veränderten 
Bedürfnissen im Zusammenhang mit der Vereinbarkeit von Privatleben und Beruf und ei-
nem Wettbewerb bezüglich der Arbeitgeberattraktivität. Um weiterhin qualifizierte Fachkräfte 
gewinnen und im Unternehmen halten zu können sei es notwendig, dass die Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf eine adäquate Rolle in der Unternehmenskultur einnehme. Hier zeigte 
sich bei den befragten Arbeitgebern ein Unterschied in Bezug darauf, wie offensiv das 
Thema in der Organisation adressiert wird.  

Die Qualität der Angebote und der Stellenwert der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf habe 
Einfluss auf die Zufriedenheit der Beschäftigten und damit auch auf ihre Leistung. Daher 
wurde abschließend von der Mehrheit der Befragten betont, wie wichtig es sei, diese Dop-
pel-Leistung erwerbstätig pflegender Angehöriger stärker anzuerkennen und die Akzeptanz 
des Themas in der Öffentlichkeit und in den Unternehmen weiter zu stärken.  
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6. Erkenntnisse aus der Sekundärdatenana-
lyse  

In der Sekundärdatenanalyse wurden aktuelle Studien zur Vereinbarkeit von Pflege und Be-
ruf während der Covid-19-Pandemie in Deutschland betrachtet. Zum Zeitpunkt der Untersu-
chung lagen nur wenige wissenschaftliche Studien zu diesem Thema vor. Insgesamt 
wurden drei Studien näher betrachtet, die wesentlichen Ergebnisse zusammengefasst und 
als vergleichende Parameter den Ergebnissen der vorliegenden Untersuchung gegenüber-
gestellt. Die Sekundärdatenanalyse beinhaltet die folgenden Studien:  

� Erstens eine repräsentativ gewichtete bundesweite Befragung von 1.000 pflegen-
den Angehörigen im Alter von 40 bis 85 Jahren durch das Zentrum für Qualität in 
der Pflege (ZQP) und die Charité – Universitätsmedizin Berlin13; 

� Zweitens eine bundesweite Befragung von 330 pflegenden Angehörigen im Alter 
von 18 bis 85 Jahren durch das Institut für Erziehungswissenschaft der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz14; 

� Drittens eine Befragung von 1.296 informell Pflegenden der Universität Bremen in 
Kooperation mit der DAK Gesundheit und dem Verein wir pflegen e.V15.  

Aufgrund der verschiedenen Stichproben und Studienzeiträume bilden diese drei Befragun-
gen unterschiedliche Situationen von pflegenden Angehörigen während der Covid-19-Pan-
demie zwischen April und August 2020 ab. 

In der im April und Mai 2020 durchgeführten Studie weisen das ZQP und die Charité auf 
eine veränderte persönliche Pflegesituation durch die Covid-19-Pandemie hin, die 
32 % der Befragten bestätigten. Während für knapp ein Viertel der Teilnehmenden negative 
Gefühle während der Pandemie zugenommen haben, gaben 79 % an, dass sie die eigene 

Pflegesituation weiterhin als „sehr gut“ oder „eher gut“ empfanden. Auffällig ist, dass 
keine Person die gesetzlich vorgesehene Auszeit für die Pflege wahrgenommen hat und 
dass aufgrund der Pandemie über 30 % der Befragten angaben, über ihre berufliche Zu-
kunft besorgt zu sein. Diese Sorgen, so die Studie, variieren allerdings deutlich zwischen 
den Gehaltsgruppen der Befragten. Auf Grundlage der Datenauswertung formulieren die 
Autor/innen der Studie zwei Handlungsempfehlungen. Zum einen seien die Möglichkeiten 
der flexiblen Arbeitsgestaltung zwischen Arbeitgebern und pflegenden Angehörigen aus-
zuloten. Zum anderen sollten pflegerische Dienstleistungen und Hilfestrukturen im 

Wohnumfeld möglichst weit gehen und sicher nutzbar bleiben. 

Die Mitte Juni 2020 durchgeführte Untersuchung der Universität Mainz kommt zu dem Er-
gebnis, dass über die Hälfte der befragten pflegenden Angehörigen die Pflege als belasten-
der als vor dem Ausbruch der Covid-19-Pandemie wahrnahmen. Circa 38 % fühlten sich in 

___ 
13 Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) & Charité - Universitätsmedizin Berlin (Juni 2020) – „Pflegende Angehö-

rige in der COVID-19-Krise: Ergebnisse einer bundesweiten Befragung“ 
14  Institut für Erziehungswissenschaft der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (Juli 2020) – „Häusliche Alten-

pflege in Zeiten von Corona: Erste Studienergebnisse“  
15 Uni Bremen in Kooperation mit der DAK Gesundheit und dem Verein wir pflegen e.V. – „Zur Situation der häusli-

chen Pflege in Deutschland während der Corona-Pandemie: Ergebnisse einer Online-Befragung von informellen 
Pflegepersonen im erwerbsfähigen Alter“ 
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mit der Pflegesituation überfordert und circa 51 % bestätigten eine schlechtere Pflegesi-

tuation sowie negative Auswirkungen der Pandemie auf den Gesundheitszustand der 

älteren Person. Zwei bzw. ein Drittel der befragten Personen berichten, dass auf wichtige 
Arzttermine und notwendige Krankenhausaufenthalte verzichtet wurde. Auch das subjektive 
Wohlbefinden der pflegebedürftigen Person wurde von circa 71 % der Befragten als 
schlechter eingeschätzt. Negative Gefühle wie Einsamkeit oder depressive Verstimmungen 
hätten zugenommen, wozu auch deutlich reduzierte Sozialkontakte zu Verwandten, 
Freund/innen und Bekannten beitrügen. Ein Teil der befragten pflegenden Personen gab 
zudem an, dass sie sich von der Politik mehr oder weniger stark im Stich gelassen (68 %) 
und nicht gut über die politischen Maßnahmen zur Unterstützung pflegender Angehöriger 
informiert fühlten (52 %). 

Die in den Monaten Juni bis August 2020 durchgeführte Studie der Universität Bremen in 
Kooperation mit der DAK Gesundheit und dem Verein wir pflegen e.V. zeigt auf, dass sich 
die pflegerische Versorgungssituation während der Pandemie bei 59 % der Befragten geän-
dert hat. Für mehr als 70 % der Teilnehmenden ist die Vereinbarkeit von Pflege und Be-

ruf durch die Covid-19-Pandemie noch schwieriger geworden und mehr als die Hälfte 
der Teilnehmenden gab an, dass sich ihr Gesundheitszustand und die selbst eingeschätzte 
Lebensqualität verringert haben. Die Autor/innen weisen jedoch darauf hin, dass informell 
pflegende Angehörige bereits vor der Pandemie stark belastet waren und sich häufig 
von der Politik nicht hinreichend wahrgenommen fühlten. Sie schließen aus den Ergebnis-
sen der Untersuchung, dass neben Krankenhäusern und Pflegeheimen auch die Spezifika 
der häuslichen Pflege während der Covid-19-Pandemie beachtet werden sollten. Als Hand-
lungsempfehlungen werden vor allem die berufliche Freistellung mit Lohnfortzahlung und 
die freie Verwendung des Entlastungsbeitrags genannt. 

Insgesamt wird in allen Studien ein einschneidender Effekt der Covid-19-Pandemie auf 
das Wohlbefinden pflegender Angehöriger und die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in 
Deutschland bestätigt. Viele pflegende Angehörige empfinden die Pflegesituation schlechter 
als vor der Pandemie und bestätigen einen negativen Effekt der Maßnahmen zur Eindäm-
mung des Virus auf das Wohlbefinden der gepflegten Person. Dennoch deuten die Studien 
auch darauf hin, dass ein Großteil der pflegenden Angehörigen die Situation insgesamt 

gut bewältigen kann und dass pflegende Angehörige die genannten Schwierigkeiten nicht 
erst seit der Covid-19-Pandemie erleben. Besonders für berufstätige pflegende Angehörige, 
vor allem vor solche mit niedrigem Einkommen, stellt die Pandemie eine Herausforderung 
dar. 
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7. Anhang  

7.1. Fragebogen Unternehmensbefragung 

Angebote im Unternehmen vor der Corona-Pandemie  
(inkl. Bekanntheit, Inanspruchnahme etc.) 

Zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf stehen Beschäftigten die gesetzlich 

verankerten Möglichkeiten offen. Dies sind z.B. die Pflegezeit und Familienpflegezeit oder die 
bis zu zehn Tage dauernde Auszeit in einem akuten Pflegefall, für die ein Pflegeunterstützungs-
geld beantragt werden kann. 

1. Wurden vor der Pandemie gesetzlich verankerte Angebote zur besseren Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf in Ihrem Unternehmen in Anspruch genommen? (ja / nein / weiß 

nicht)?  
2. Hat ihr Unternehmen vor Corona zusätzliche Unterstützungsmöglichkeiten zur bes-

seren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf angeboten? (ja / nein) Wenn ja, welche  
(Mehrfachnennung möglich)  

a. Spezifische Beratungs- und Informationsangebote (z.B. über die Interessens-
vertretungen)? (ja / nein / weiß ich nicht) Wenn ja, wurden diese auch in An-
spruch genommen?  

b. Angebote zur Vernetzung von pflegenden Angehörigen (z.B. Gesprächs-
kreise)? (ja / nein / weiß ich nicht) Wenn ja, wurden diese auch in Anspruch ge-
nommen? 

c. Unterstützung bei der Organisation von Pflege (z.B. Kontaktvermittlung) ? (ja / 

nein / weiß ich nicht) Wenn ja, wurden diese auch in Anspruch genommen? 
d. Weitere über die gesetzlichen Möglichkeiten hinausgehende Freistellungsmög-

lichkeiten (z.B. Sabbaticals)? (ja / nein / weiß ich nicht)  
e. Andere Formen der Reduktionen von Arbeitszeit (z.B. Teilzeit)? (ja / nein / weiß 

ich nicht)  Wenn ja, wurden diese auch in Anspruch genommen? 
f. Zeitliche Flexibilisierung der Arbeitszeit (z.B. Gleitzeit, Verschiebung Arbeitsbe-

ginn)? (ja / nein / weiß ich nicht) Wenn ja, wurden diese auch in Anspruch ge-
nommen? 

g. Örtliche Flexibilisierung der Arbeitszeit (z.B. Home-Office, Telearbeit)? (ja / nein 

/ weiß ich nicht)  Wenn ja, wurden diese auch in Anspruch genommen? 
h. Bietet Ihr Unternehmen darüber hinaus noch weitere Angebote an, z.B. be-

zahlte Auszeiten, Angebote i.R. des betrieblichen Gesundheitsmanagements? 
(ja / nein / weiß ich nicht)  Wenn ja, wurden diese auch in Anspruch genom-
men?  

3. Sofern F1 nicht nein: Wie hoch war der Anteil an Frauen, die vor der Pandemie Ange-
bote zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf angenommen haben? (Angabe in 

Prozent / weiß ich nicht) 
4. Sofern F1 nicht nein: Denken Sie nun bitte an die Beschäftigen, die vor der Pandemie 

ein Angebot zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in Anspruch genommen 
haben. Wie verteilten sich diese auf die Altersgruppen unter 35, bis 55 und darüber? 
Wie viel Prozent waren…: 
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a. unter 35 Jahre: (Prozent)  
b. 35-55 Jahre: (Prozent) 
c. älter als 56 Jahre: (Prozent) 

5. Wie hat Ihr Unternehmen die Beschäftigten vor Corona zu den vorhandenen Angeboten 
informiert? (Mehrfachnennung: gar nicht / Auf Anfrage / Intranet / Broschüre / MA-In-

formation / Schwarzes Brett / weiß ich nicht) 
6. Ist Ihrem Unternehmen das bundesweite Pflegetelefon des BMFSFJ und dessen Ange-

bot für Unternehmen bekannt? (ja / nein) Wenn ja, wie hilfreich ist das Angebot des 
Pflegetelefons aus Ihrer Sicht (weniger hilfreich / hilfreich / sehr hilfreich)  

7. Wie schätzen Sie den Bekanntheitsgrad der bereits vor Corona bestehenden Ange-

bote zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf bei ihren Beschäftigten ein, be-
zogen auf  

a. Gesetzliche Angebote (hoch / eher hoch / mittel / eher niedrig / niedrig / weiß 

ich nicht) 

b. Falls F1 ja: Zusätzliche Angebote ihres Unternehmens (hoch / eher hoch / mit-

tel / eher niedrig / niedrig / weiß ich nicht)  

 

Veränderungen während der Corona-Pandemie  
(inkl. Bekanntheit, Inanspruchnahme etc.) 

In der Corona-Krise standen pflegende Angehörige vor besonderen Herausforderungen, wenn 
z.B. Einrichtungen der Tagespflege schließen mussten und zusätzliche Versorgungsleistungen 
durch pflegende Angehörige übernommen werden mussten. Vor diesem Hintergrund hat der 
Gesetzgeber im Mai 2020 gehandelt:  

8. Haben Sie schon von den im Mai 2020 in Kraft getretenen gesetzlichen Regelungen der 
„Akuthilfe“ in Zusammenhang mit dem Pflegeunterstützungsgeld, der Pflegezeit und 
Familienpflegezeit gehört, die pflegende Angehörige während der Corona-Pandemie 
unterstützen sollen? (ja / nein) 

9. Wenn F8=ja: Wie schätzen Sie die Bekanntheit der Corona-spezifischen gesetzlichen 

Sonderregelungen für pflegende Angehörige in ihrem Unternehmen ein?  
a. Vereinfachter Zugang zum Pflegeunterstützungsgeld für bis zu 20 statt 10 Ar-

beitstagen bei Engpass in der pflegerischen Versorgung (hoch / eher hoch / 

mittel / eher niedrig / niedrig / weiß ich nicht) 
b. Möglichkeit der Inanspruchnahme der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung in einer 

pandemiebedingten akuten Pflegesituation von bis zu 20 Tagen (hoch / eher 

hoch / mittel / eher niedrig / niedrig / weiß ich nicht) 
c. Möglichkeit, Familienpflegezeit und Pflegezeiten mit Zustimmung des Arbeitge-

bers flexibler zu nutzen  
INT: (nur bei Bedarf vorlesen):_. Nutzung von „Restzeiten“ der Pflegezeit und 
Familienpflegezeit, Inanspruchnahme ohne unmittelbaren Anschluss, Verkür-
zung der Ankündigungsfrist der Familienpflegezeit gegenüber dem Arbeitgeber 
von 8 Wochen auf 10 Tage vor Beginn, Möglichkeit der Unterschreitung der 
Mindestarbeitszeit von 15 Wochenstunden i.R. der Familienpflegezeit)  
(hoch / eher hoch / mittel / eher niedrig / niedrig / weiß ich nicht) 
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d. Möglichkeit, dass auf Antrag Monate mit pandemiebedingten Einkommensaus-
fällen bei der Ermittlung der Darlehenshöhe für die Pflegezeit und Familienpfle-
gezeit unberücksichtigt bleiben  (hoch / eher hoch / mittel / eher niedrig / niedrig 

/ weiß ich nicht)  
10. Hat ihr Unternehmen in dieser schwierigen Zeit weitere Unterstützungsmaßnahmen 

zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Pflege angeboten? (ja / nein / weiß ich nicht)  
a. Wenn ja, welche?  

i. Neue Corona-spezifische Unterstützungsmaßnahmen? (ja / nein) 
Wenn ja, welche?  

ii. Wenn F2=ja: Bestehende Angebote auf spezifische Bedarfe ange-
passt? (ja / nein) Wenn ja, welche (der unter F1 genannten)?  

11. Wurden während der Pandemie Corona-spezifische Angebote zur besseren Vereinbar-
keit von Beruf und Pflege in ihrem Unternehmen in Anspruch genommen? (ja / nein / 

weiß nicht) Wenn ja, welche?  
a. Corona spezifische Akuthilfen des Gesetzgebers? (ja / nein) Wenn ja, welche? 

i. Vereinfachter Zugang zum Pflegeunterstützungsgeld für bis zu 20 statt 
10 Arbeitstagen bei Engpass in der pflegerischen Versorgung (ja / nein) 

ii. Möglichkeit der Inanspruchnahme der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung 
in einer pandemiebedingten akuten Pflegesituation von bis zu 20 Ta-
gen (ja / nein) 

iii. Möglichkeit, Familienpflegezeit und Pflegezeiten mit Zustimmung des 
Arbeitgebers flexibler zu nutzen (ja / nein) 

iv. Monate mit pandemiebedingten Einkommensausfällen können bei der 
Ermittlung der Darlehenshöhe für die Pflegezeit und Familienpflegezeit 
auf Antrag unberücksichtigt bleiben (ja / nein) 

b. Corona spezifische Unterstützungsmaßnahmen ihres Unternehmens? (ja / 

nein) 
12. Sofern F11 ja: Wie hoch war der Anteil an Frauen, die während der Pandemie Ange-

bote zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf angenommen haben? (Angabe in 

Prozent / weiß ich nicht) 
13. Sofern F11 ja: Denken Sie nun bitte an die Beschäftigen, die während der Pandemie 

ein Angebot zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in Anspruch genommen 
haben. Wie verteilten diese auf die Altersgruppen unter 35, bis 55 und darüber? Wie 
viel Prozent waren…  

a. unter 35 Jahre: (Prozent)  
b. 35-55 Jahre: (Prozent) 
c. älter als 56 Jahre: (Prozent) 

14. Wie hat Ihr Unternehmen die Beschäftigten während der Pandemie zu den vorhande-
nen Angeboten informiert? (Mehrfachnennung: gar nicht / Auf Anfrage / Intranet / Bro-

schüre / MA-Information / Schwarzes Brett / Sonstige -> bitte spezifizieren / weiß ich 

nicht)  

Zusammenfassend - was meinen Sie:  

15. Sind die bisherigen Angebote und Maßnahmen im Bereich der Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf ausreichend, 

a. die bisherigen gesetzlichen Regelungen vor Corona? (Ja / nein) 
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b. die von Bundestag und Bundesrat beschlossene Akuthilfe bis jetzt 31.12.2020 
für pflegende Angehörige? (Ja / nein)  

c. die zusätzlichen Unterstützungsmaßnahmen ihres Unternehmens? (Ja / nein)  
16. Gibt es aus Ihrer Sicht unternehmensbezogene Angebotslücken für pflegende Ange-

hörige? (ja / nein / weiß ich nicht) Wenn ja, welche?  
17. Gibt es Aspekte, die wir nicht angesprochen haben, die Sie aber gerne noch ergänzen 

möchten?    

Abschließend haben wir noch eine Frage zur Statistik  

18. Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigte Ihr Unternehmen aktuell? 
(Gesamtzahl: <50/ 50-249 / 250+)  

Vielen Dank für Ihre Teilnahme und Auskunftsbereitschaft!  
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7.2. Leitfaden qualitative Interviews mit Arbeitgebern 

Vielen Dank, dass Sie sich Zeit für ein ca. 30 minütiges Expertengespräch im 
Rahmen dieser Untersuchung nehmen! 

Im Rahmen dieser Befragung liegt der Schwerpunkt auf Ihren Erfahrungen mit den bestehen-
den gesetzlichen wie arbeitgeberspezifischen Angeboten für pflegende Angehörige. Da diese in 
der Corona-Krise vor besonderen Herausforderungen standen, sind wir insbesondere auch an 
Ihren Erfahrungen zur Situation von pflegenden Angehörigen in der aktuellen COVID-19 Pande-
mie sowie der Nutzung der Akuthilfen für pflegende Angehörige interessiert. 

Im Vorfeld finden Sie unten stehend einen Leitfaden für die Gesprächsführung. Dieser umfasst 
ein Grundgerüst von Fragen und dient der groben Strukturierung des Gesprächs. Der Ge-
sprächsleitfaden dient nur zu Ihrer Information und stellt einen beispielhaften Interviewablauf 
dar. Wir werden insbesondere über jene Bereiche sprechen, mit denen Sie besonders vertraut 
sind. Der Fokus liegt auf Ihren Erfahrungen und Erkenntnissen.  

Einführung und Vorstellung  

• Persönliche Vorstellung der Interviewer und Einführung in die Ziele der Untersuchung 
und die Ziele des Gesprächs  

• Bitte stellen auch Sie sich/ihr Unternehmen bzw. ihre Organisation kurz vor – bitte erläutern 
Sie dabei u.a. Ihre Funktion und Aufgabenbereiche sowie den Kontext in dem Sie organisati-
onsintern zu den Angeboten zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf stehen  

Angebot und Akzeptanz  

4. Sie sind für den Otto-Heinemann-Preis nominiert bzw. Preisträger – Für welche beson-

deren Leistungen stehen Sie als Arbeitgeber im Zusammenhang mit der Vereinbarkeit 
von Beruf und Pflege?  Welche konkreten arbeitgeberspezifischen Unterstützungs-

möglichkeiten zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf bieten Sie an (neben 
den bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten)?  

5. Welche Angebote wurden bisher am häufigsten durch ihre Beschäftigten in Anspruch 
genommen, die gesetzlichen oder die arbeitgeberspezifischen? Woran liegt dies aus Ih-
rer Sicht?  

In der Corona-Krise standen pflegende Angehörige vor besonderen Herausforderungen, 
wenn z.B. Einrichtungen der Tagespflege schließen mussten und zusätzliche Versorgungs-
leistungen durch pflegende Angehörige übernommen werden mussten.  

6. Hat es in ihrem Unternehmen/ihrer Organisation während der Corona-Pandemie einen 
veränderten Bedarf in Bezug auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf gegeben?   
Wenn ja, welchen und wie haben Sie als Arbeitgeber darauf reagiert?  

7. Der Gesetzgeber hat mit Corona-spezifischen gesetzlichen Sonderregelungen eine 
Akuthilfe16 für pflegende Angehörige geschaffen. Wie bewerten Sie diese Angebote 
und wurden Sie genutzt?  

___ 
16 Die von Bundestag und Bundesrat beschlossene Akuthilfe bis jetzt 31.12.2020 für pflegende Angehörige: a) Ver-

einfachter Zugang zum Pflegeunterstützungsgeld für bis zu 20 statt 10 Arbeits-tagen bei Engpass in der pflegeri-
schen Versorgung b) Möglichkeit der Inanspruchnahme der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung in einer pandemie-
bedingten akuten Pflegesituation von bis zu 20 Tagen c) Möglichkeit, Familienpflegezeit und Pflegezeiten mit 
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8. Was meinen Sie, haben arbeitgeberspezifische Pandemie-Maßnahmen, wie z.B. home-
office oder Kurzarbeit, dazu beigetragen, dass eine Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 
erleichtert wurde?  

Information 

9. Welche Informationsmöglichkeiten nutzen Sie für ihre Organisation/ihr Unternehmen 
zu diesem Themenbereich? (z.B. das bundesweite Pflegetelefon des BMFSFJ und des-
sen Angebot für Unternehmen) Wie hilfreich sind diese Angebote?  

10. Wie informieren Sie die Beschäftigten zu den vorhandenen gesetzlichen und arbeitge-
berspezifischen Angeboten? Haben Sie Ihre Beschäftigten auch zu den Pandemie-spe-
zifischen gesetzlichen Sonderregelungen informiert?  

11. Fehlen aus Ihrer Sicht Informationsangebote oder andere Hilfestellungen für Unter-
nehmen oder Beschäftigte? Wenn ja, welche?  

Aublick - Was meinen Sie 

12. Besteht ein grundsätzlicher Weiterentwicklungsbedarf in Bezug auf die unterschiedli-
chen Angebote, um sie noch attraktiver und bedarfsgerechter auszugestalten:  

a. die bisherigen gesetzlichen Regelungen vor Corona?  
b. die von Bundestag und Bundesrat beschlossene Akuthilfe bis jetzt 31.12.2020 

für pflegende Angehörige?   
c. die zusätzlichen Unterstützungsmaßnahmen ihres Unternehmens?   

13. Gibt es darüber hinaus akute Angebotslücken für pflegende Angehörige oder/und Ar-
beitgeber? Wenn ja, welche?  

14. Wie vermuten Sie wird sich die Nachfrage in ihrer Organisation/ihrer Branche in Bezug 
auf folgende Angebote entwickeln  

a. die bisherigen gesetzlichen Regelungen vor Corona?  
b. die von Bundestag und Bundesrat beschlossene Akuthilfe bis jetzt 31.12.2020 

für pflegende Angehörige?   
c. die zusätzlichen Unterstützungsmaßnahmen ihres Unternehmens?   

15. Welchen Stellenwert wird die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zukünftig in der Un-

ternehmenspraxis haben – und welchen Einfluss auf die Unternehmenskultur?  
16. Gibt es Aspekte, die wir nicht angesprochen haben, die Sie aber gerne noch ergänzen 

möchten?  
 

Vielen Dank für Ihre Teilnahme und Auskunftsbereitschaft! 

 

  

___ 
Zustimmung des Arbeitgebers flexibler zu nutzen (Nutzung von „Restzeiten“ der Pflegezeit und Familienpflegezeit, Inan-

spruchnahme ohne unmittelbaren Anschluss, Verkürzung der Ankündigungsfrist der Familienpflegezeit gegenüber dem Arbeitge-
ber von 8 Wochen auf 10 Tage vor Beginn, Möglichkeit der Unterschreitung der Mindestarbeitszeit von 15 Wochenstunden i.R. 

der Familienpflegezeit) d) Möglichkeit, dass auf Antrag Monate mit pandemiebedingten Einkommensausfällen bei 
der Ermittlung der Darlehenshöhe für die Pflegezeit und Familienpflegezeit unberücksichtigt bleiben 
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7.3. Methodenbericht zur Befragung  
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